
Zu US-Präsident Bush schreibt La Repubbli-
ca (Rom): „Der Name ist der gleiche, George
W. Bush, und auch die Air Force One bleibt
das größte und teuerste Dienstflugzeug der
Welt – aber der Mann, der die Treppe herun-
tersteigen wird, ist nicht mehr der gleiche
wie vor fünf Jahren. Er kommt nicht mehr,
um zu befehlen, sondern um zu fragen.“

Zu Wladimir Putin bemerkt de Volkskrant
(Den Haag): „Schon seit Monaten tobt sich
Putin mit äußerst schrillen Worten gegen
den Westen im allgemeinen aus und insbe-
sondere gegen die Vereinigten Staaten. Das
weist nicht auf eine gequälte Großmacht
hin, die wieder im Kommen ist, sondern auf
eine erprobte Form von Machtpolitik, kom-
plett mit dem althergebrachten Motiv, einen
Keil zwischen die USA und Europa zu trei-
ben.“ 

Zum Prozess gegen den früheren Präsiden-
ten von Liberia, Charles Taylor, erklärt die
Saarbrücker Zeitung: „Die internationale Ge-
meinschaft hat das Weltrechtsprinzip wie-
derentdeckt und ausgebaut. So wird es mög-
lich, Völkermord, Folter und Vergewaltigung
zu ahnden, die im Auftrag oder zumindest
mit Duldung eines Staatsoberhauptes ge-
schehen.“ 

Zum selben Thema kommentiert die Nürn-
berger Zeitung: „Die Zeit der Potentaten
scheint noch nicht vorbei zu sein. Immerhin
lässt das Verfahren von Den Haag einen Ro-
bert Mugabe vielleicht ahnen, was ihm eines
Tage blühen könnte.“

PRESSESCHAU

Die Friedenshoffnun-
gen in Spanien sind
endgültig geplatzt. Mit
der neuen Kriegser-
klärung der baski-
schen Terror-Organi-
sation Eta muss sich
das beliebte Urlaubs-
land auf eine neue

Welle der Gewalt einstellen. Der einzige
Trost in dieser traurigen Nachricht ist,
dass Spaniens Sicherheitskräfte sehr
gut gewappnet sind, um es dieser unbe-
lehrbaren Terrorgruppe so schwer wie
möglich zu machen. 

Für Spaniens mutigen Regierungschef
Zapatero ist die Terrorankündigung der-
weil ein schwerer Rückschlag. Er hatte
den von Beginn an riskanten Dialog mit
der Eta zur Chefsache gemacht, davon
geträumt, einen ähnlichen Friedenspro-
zess zum Erfolg führen zu können, wie
es seinem britischen Kollegen Tony
Blair in Nordirland gelungen war. Vergeb-
lich. 

Zapateros politisches Entgegenkom-
men an die extremistischen Separatis-
ten half wenig: Nicht die umstrittene
Hafterleichterung für die Eta-Symbolfi-
gur Juana de Chaos. Auch nicht die ge-
wagte Teilzulassung der bis dahin verbo-
tenen Eta-Partei Batasuna in der jüngs-
ten Kommunalwahl. Die Eta beharrt auf
ihrer utopischen Maximalforderung: Die
Abspaltung der Baskengebiete von Spa-
nien und auch von Frankreich, um da-
raus einen eigenen Staat zu formen.
Das ist unannehmbar für Madrid wie
auch für Paris. Erst recht, wenn dies
durch Terror, statt auf demokratischen
Wegen durchgesetzt werden soll. Vor al-
lem aber wirkt die Abspaltungsforde-
rung ziemlich anachronistisch in einem
Europa, dessen Stärke und Zukunft
zweifellos im Zusammenwachsen liegt. 

Zurück bleibt nach dem Ende der Frie-
denszeit ein politischer Trümmerhaufen,
der auch Zapateros Zukunft gefährden
kann. Umfragen zeigen, dass seine Po-
pularität durch die sehr große, vielleicht
zu große Dialogfreudigkeit und Nachgie-
bigkeit gegenüber der Eta gelitten hat. 
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KOMMENTAR

Von Ralph Schulze

Zapateros Rückschlag

Ankunft in Rostock-Laage: US-Präsident George W. Bush winkt am Flughafen den Medienvertretern zu. Foto: ddp

Heiligendamm. Am Ostseestrand will
Bundeskanzlerin Angela Merkel (CDU)
beim G8-Gipfel in Heiligendamm eine
Allianz gegen den Klimawandel und
die Armut schmieden. Die Kanzlerin
empfängt heute die Staats- und Regie-
rungschefs der führenden Wirtschafts-
mächte. Hier ein Überblick über den
Gipfel. 

Der Zeitplan

Während US-Präsident George W.
Bush bereits gestern Abend auf 
dem Flughafen in Rostock-Laage an-
kam, reisen heute die übrigen 
Staats- und Regierungschefs an. Vorge-
sehen sind ein Empfang und ein infor-
melles Abendessen. Morgen sind 
dann eine Reihe offizieller Termine ge-
plant.

Die Differenzen

KLIMA: Angela Merkel setzte im
März in der EU ambitionierte Klima-
schutzziele durch. Widerstand kommt
vor allem von den USA, aber auch Ka-
nada und Japan sind zurückhaltend.
Die von den EU-Staaten und Merkel
angestrebten verbindlichen Obergren-
zen beim Kohlendioxid-Ausstoß lehnt
die US-Regierung bisher ab. So soll der
Anstieg der Erderwärmung auf maxi-
mal zwei Grad begrenzt werden. Auch
dringt Berlin darauf, dass alle Aktivitä-
ten unter dem Dach der Vereinten Na-
tionen münden.

RAKETENSTREIT: Zwischen den
G8-Ländern USA und Russland gibt es
einen offenen Schlagabtausch über die
US-Pläne für ein Raketenabwehrschild
in den EU-Ländern Polen und Tsche-
chien. Moskau wehrt sich vehement
gegen das Vorhaben und droht inzwi-
schen unverhohlen mit Aufrüstung,
wenn die USA das System installieren
sollten. Die US-Regierung will mit den
neuen Raketen der aus ihrer Sicht
wachsenden Bedrohung durch irani-
sche Raketen begegnen. 

KOSOVO: Bei der Suche nach einem
Endstatus der seit 1999 unter UN-Ver-
waltung stehenden serbischen Provinz
Kosovo verlaufen harte Fronten zwi-
schen Moskau einerseits und Washing-
ton und den meisten europäischen
Staaten andererseits. Russland lehnt
eine Loslösung der Provinz gegen den
Willen Belgrads ab und droht mit ei-
nem Veto im UN-Sicherheitsrat, der
über entsprechende Vorschläge von
UN-Vermittler Martti Ahtisaari ent-
scheiden muss. 

AIDS: US-Präsident George W. Bush
überraschte mit der Ankündigung, den
weltweiten Kampf gegen Aids über ei-
nen Zeitraum von fünf Jahren mit 
30 Milliarden Dollar (22 Milliarden Eu-
ro) zu unterstützen. Dies ist eine 
Verdopplung des US-Notprogramms.
Auch Deutschland und die anderen
G8-Staaten wollen ein Signal setzten.
Strittig war aber bisher nicht nur 
die Höhe, sondern vor allem der Rah-
men. Bush will seine Aidshilfen über
das eigene nationale Programm und
nicht über den globalen Fonds bereit-
stellen. 

Die Kosten 

Die Kosten der jährlichen G8-Gipfel
sind explodiert. Der Münchner 
Gipfel des Jahres 1992 schlug mit um-
gerechnet nur 18 Millionen Euro zu
Buche. Der russische Präsident 
Wladimir Putin ließ sich das Treffen
des Jahres 2006 in St. Petersburg meh-
rere hundert Millionen Euro kosten.
Der Gipfel in Heiligendamm soll 
mit rund 100 Millionen Euro wieder
deutlich billiger werden. Das Treffen
2000 im japanischen Nago ging mit
Kosten von mehr als 800 Millionen Eu-
ro als Luxusgipfel in die G8-Geschichte
ein. 

Alternativgipfel

Zum G8-Alternativgipfel werden seit
gestern mehrere tausend Teilnehmer
in Rostock erwartet. Das Treffen gilt als
eine der zentralen Gegenveranstaltun-
gen. dpa

Heiligendamm

G8-Gipfel
auf  

einen Blick

Berlin/Heiligendamm. Konrad Freiberg,
Vorsitzender der Gewerkschaft der Poli-
zei, ist sauer auf Politiker, die sich als
Einsatzleiter in Polizeiangelegenheiten
einmischen. Er möchte, dass nach dem
G8-Gipfel in Ruhe über notwendige Kon-
sequenzen für die weitere Polizei-Strate-
gie und Taktik beraten wird.

Frage: Sind Politiker die besseren,
mindestens die richtigen Einsatzführer
in Situationen, die manche an bürger-
kriegsähnliche Zustände erinnern?

Konrad Freiberg: Die Politiker sollten
sich aus Diskussionen um die Einsatz-
taktik heraushalten. Das ist Sache der
Fachleute. Je mehr sich Politiker als ver-
meintliche bessere Einsatzleiter berufen
fühlen, um so größer ist die Wahrschein-
lichkeit, dass es zu Fehlern in der Ein-
satzführung kommt. Die Polizei arbeitet
immer dann erfolgreich und professio-
nell, wenn sie das ohne politische Beein-
flussung tun kann. Das kommt dann al-
len zu Gute. 

Wieso erwecken Sie als Gewerk-
schaftschef gelegentlich den Eindruck,
vor, in und nach solcherart Großeinsät-
zen manches, wenn nicht gar alles, bes-
ser zu wissen?

Ich habe die Kritik der Kollegen vor
Ort aufgenommen und sie öffentlich wei-
tergegeben. Ich habe mit vielen verant-
wortlichen Polizeiführern und eingesetz-
ten Kollegen gesprochen. Daraus ent-
steht eine Beurteilung des Geschehens.

Wenn die Freiheit bedroht ist, muss
der Staat ein ausreichendes Maß an

Härte zeigen. Brauchen die Ord-
nungskräfte neue Waffen?

Nein. Wir brauchen keine neu-
en Waffen, ganz ausdrücklich
nicht. Die Diskussionen um
Gummigeschosse oder auch den
Einsatz von Spezialeinheiten,
wie der GSG 9, zu Zwecken der
Abwehr von Demonstranten
sind völlig unnütze und über-
flüssige „Ratschläge“
der Politiker. Sie sind
auch nicht sachge-
recht. Natürlich lässt
sich die Ausrüstung
mancher Einheiten noch verbessern. Da
gibt es immer gewisse Defizite. 

Wenn der Gipfel vorbei ist, heißt es
dann: Zurück zur Tagesordnung? Oder
wäre ein Gipfel nach dem Gipfel fällig?

Dieses Mal mit dem Ziel,
Schlussfolgerungen aus einer
nicht immer geglückt wirkenden
Strategie zu ziehen.

Nach Abschluss des Gipfels
sollten alle Verantwortlichen sich
zusammensetzen, um gemein-
sam aufgeworfene Fragen der
Polizeitaktik zu beraten, insbe-
sondere auch zu dem häufig

falsch verstandenen
Prinzip der Deeskala-
tion. Wir werden uns
auf zunehmende Ge-
walt auch nach dem

G8-Gipfel einstellen müssen. Die Frage
der angemessenen Reaktion der Polizei
darauf muss nach dem G8-Gipfel geklärt
werden. Aber es muss auch deutlich
werden, dass unsere personellen Gren-

zen erreicht sind. Erschreckend deutlich
ist das mit den Bildern des NPD-Umzugs
durch das Brandenburger Tor vom ver-
gangenen Wochenende geworden. 

Wünschten Sie sich mehr und bessere
Erkenntnisse der Nachrichtendienste
vom Schwarzen Block bis hin zu der ver-
schwommen bleibenden Organisation
„attac“?

Wir wussten ziemlich genau, dass viele
Gewalttäter anreisen. Die öffentlich er-
hobenen Vorwürfe, unsere Warnungen
schürten Panik, haben sich als völlig
falsch erwiesen. Es gibt einen zuneh-
menden Linksextremismus mit der zu-
nehmenden Bereitschaft, Gewalt anzu-
wenden. Nachgearbeitet werden muss,
dass alle eingesetzten Kollegen auch die
vorhandenen Vorfeld-Informationen er-
halten. Das war jetzt nicht immer der
Fall. 

Haben Sie auch Angst, dass vom Gip-
fel die falschen Bilder aus Deutschland
um die Welt gehen werden?

Die schwierigsten Gipfel-Einsätze ste-
hen den Polizisten erst noch bevor. Das
dürfte sehr heikel werden, wenn die Blo-
ckaden im Zusammenhang mit der An-
wesenheit der Staatsgäste beginnen. Wir
müssen dabei ganz sicher mit Gewalt
rechnen. Es gibt Leute, die wollen Ge-
walt. Wir können nur versuchen, das zu
minimieren. Positiv wäre es, wenn die
Welt das Signal erreichte, dass der Gipfel
halbwegs störungsfrei geblieben ist. 

Interview: Dieter Wonka

„Wir rechnen mit Gewalt“
Vorsitzender der Polizeigewerkschaft: Schwierigste Einsätze stehen noch bevor

Konrad Freiberg

INTERVIEW

Der Club der Mächtigen
Von Merkel bis Putin – die Staats- und Regierungschefs des Gipfels in Heiligendamm

Den Teilnehmern des G8-Gipfels wird
wohl eine leichte Seebrise ins Gesicht
wehen. „Der Wind kommt übrigens aus
Putins Osten“, sagt Wetterexperte
Jörg Kachelmann voraus. „Auch einige
Gewitter und örtliche Schauer in der
Gegend kommen in den nächsten Ta-
gen aus östlicher Richtung. Dabei
kann es auch Heiligendamm erwi-
schen. Die Temperatur ist unterschied-
lich: Außerhalb des Zauns, wo sich der
Protest versammelt, werden die Werte
allmählich sommerliche 28 Grad errei-
chen. Dort, wo getagt wird, bleibt es
wegen des Seewind-Einflusses je nach
Tageszeit drei bis acht Grad kühler und
damit frühlingshaft.“

Kachelmanns Wetterdienst Meteo-
media hat in Heiligendamm eine Mess-
station. Stündlich werden von dort die
aktuellen Werte gemeldet. dpa

EXTRA

Wind  
weht vom Osten

Die Gastgeberin:
Deutschlands Re-
gierungschefin An-
gela Merkel (CDU).
Seit November
2005 steht die
Hausherrin des
diesjährigen G8-
Treffens als erste
Frau an der Spitze
einer deutschen
Regierung. Im Jahr
2000 wurde die im
ostdeutschen Tem-

plin aufgewachsene Physikerin CDU-Partei-
vorsitzende. Zuhause punktet die Kanzlerin
mit mittlerweile guten Wirtschafts- und Fi-
nanzdaten. Als EU-Ratsvorsitzende hat die
52-Jährige ihre Kollegen vor dem G8-Gipfel
auf ehrgeizige Ziele beim Klimaschutz einge-
schworen. Sie erwartet vom G8-Gipfel neu-
en Schwung für die weltweiten Bemühungen
zur Verhinderung einer Klimakatastrophe.  

Der Debütant: Ja-
pans Premierminis-
ter Shinzo Abe. Der
52-jährige frühere
Generalsekretär
der Liberal-Demo-
kratischen Partei
Japans löste im
September 2006
Junichiro Koizumi
als Premierminister
ab. Vor seiner Wahl
zum Regierungs-
chef arbeitete der

Spross einer einflussreichen Politikerfamilie
als Manager eines Stahlkonzerns. Zuletzt
war Abe Regierungssprecher.

Der gelernte Politologe will die Wirt-
schaftsreformen seines Vorgängers fortset-
zen und die Außenpolitik Tokios offensiver
ausrichten. Abe vertritt sein Land zum ers-
ten Mal im Kreis der G8-Kollegen. 

Der Kritisierte:
U S - P r ä s i d e n t
George W. Bush.
Der Sohn des frü-
heren US-Präsi-
denten George
Bush studierte an
den Eliteuniversi-
täten Yale und
Harvard. Anfang
2001 wurde der
ehemalige Gouver-
neur von Texas
43. Präsident der

Vereinigten Staaten. Bushs zweite Amts-
zeit begann im Januar 2005. Kritik erntete
der jetzt 60-Jährige wegen gestiegener
Gesundheitskosten und der Verabschie-
dung von Steuernachlässen für Reiche. Ei-
nem stabilen Wachstum steht ein gewalti-
ges Haushaltsdefizit gegenüber, das sich
durch die Kosten des Militäreinsatzes im
Irak noch vergrößert hat. 

Der Ökonom: Ita-
liens Ministerpräsi-
dent Romano Pro-
di. Nach seinem
ersten Wahlsieg
1996 hat es der
jetzt 67-jährige
Ökonomie-Profes-
sor mit seinem Mit-
te-Links-Bündnis
im vergangenen
Jahr erneut ge-
schafft, Silvio Ber-
lusconi aus dem

Amt des Ministerpräsidenten zu drängen.
Der „sanfte Machtmensch“ Prodi war

von 1999 bis 2004 Präsident der EU-Kom-
mission. Er gilt als Anhänger eines gemä-
ßigten, sozial verpflichteten Kapitalismus.
Prodi hat sich für die Festlegung konkreter
Maßnahmen im Kampf gegen die Erderwär-
mung auf dem G8-Gipfel ausgesprochen.  

Der Scheidende:
Der britische Pre-
mierminister Tony
Blair. Der 53-Jähri-
ge hat nach über
zehn Jahren im
Amt seinen Rück-
tritt zum 27. Juni
angekündigt. Als
der redegewandte
Jurist 1994 an die
L a b o u r - S p i t z e
kam, machte er
Schluss mit sozia-

listischer Programmatik, öffnete die 
Partei für einen „dritten Weg“ und er-
schloss damit breitere Wählerschichten.
Auch wegen seiner erfolgreichen 
Wirtschaftspolitik errang er während sei-
ner politischen Karriere drei aufeinander
folgende Wahlsiege. Umstritten war seine
Allianz mit US-Präsident Bush im Irak-
Krieg.

Der Konservative:
Der kanadische
Premierminister
Stephen Harper.
Der konservative
47-jährige Volks-
wirt ist seit Febru-
ar 2006 Regie-
rungschef in Otta-
wa. Im Gegensatz
zu früheren kana-
dischen Premiers
gilt er als wenig
kompromissfähig.

Harper plädiert für eine stärkere Bindung
seines Landes an die Vereinigten Staa-
ten: Er lehnte das Kyoto-Protokoll ab und
befürwortete den Feldzug im Irak. Kurz
vor dem Gipfel hat sich Kanada hinter das
deutsche Ziel klarer Verpflichtungen aller
Länder zur Senkung von Treibhausgas-
Emissionen gestellt.  

Der Neuling:
Frankreichs Präsi-
dent Nicolas Sar-
kozy. Der 52-jähri-
ge konservative
Politiker hat das
Amt des französi-
schen Präsidenten
erst am 16. Mai
angetreten. Zuvor
war der ehrgeizige
Anwalt bereits
Haushaltsminis-
ter, Innenminister,

Superminister für Wirtschaft, Finanzen
und Industrie sowie Partei-
chef der gaullistischen UMP. Der Einwan-
derersohn gilt als patriotisch und als 
zupackender Reformer. Im Oktober 
2005 wurde Sarkozy zur Hassfigur der Pa-
riser Vorort-Krawalle, weil er die randalie-
renden Jugendlichen als „Gesindel“ be-
zeichnete. 

Der Umstrittene:
Russlands Präsi-
dent Wladimir Pu-
tin. Kritiker werfen
dem 54-jährigen
Juristen und einsti-
gen KGB-Mann vor,
als Präsident der
Russischen Föde-
ration ein autoritä-
res System aufge-
baut zu haben. 

Der pragmati-
sche Machtpoliti-

ker selbst spricht von „gelenkter Demokra-
tie“. Unter Putins Führung wurde der
Staatskapitalismus wiederentdeckt. Seit
der Finanzkrise 1998 wuchs die russische
Wirtschaft im Jahresdurchschnitt um mehr
als sechs Prozent. Derzeit belasten US-Plä-
ne für einen Raketenschild die Beziehun-
gen zu Washington.

Polizeibeamte durchsuchen einen Demonstranten vor der Ankunft von US-Präsident
George W. Bush in Rostock-Laage. Foto: rtr

Ein trauriges Kapitel
der deutschen Finanz-
politik hat ein Happy
End gefunden. Der
ehemalige EU-Muster-
knabe kommt mit ei-
nem blauen Auge da-
von. Keine Sanktionen,
obwohl Deutschland

als notorischer Defizitsünder viel von sei-
nem Ansehen verspielt hat. Vor allem
Hans Eichel, SPD-Kassenwart unter Rot-
Grün, musste sich für seine missglück-
ten Versuche, Einnahmen und Ausgaben
des Staates im Gleichgewicht zu halten,
den Spott der europäischen Kollegen an-
hören. Vier Jahre in Folge verstieß Berlin
gegen die Defizit-Kriterien der EU. 

Nachfolger Peer Steinbrück hat da
mehr Fortune. Die Konjunktur zieht an,
die Steuereinnahmen sprudeln – alles
beste Voraussetzungen, um aus dem
Problemfall Deutschland wieder einen
Vorzeigekandidaten zu machen. Eine
Wende, für die der stille SPD-Star viel ge-
leistet hat. Ganz der kühle Analytiker hat
Steinbrück die defensive Variante ge-
wählt. Lieber nicht zu viel versprechen,
dafür eisern sparen. Hält Steinbrück die-
ses Tempo bei, könnte er für 2010 als
erster Finanzminister nach Jahrzehnten
wieder einen Haushalt ohne Neuverschul-
dung hinbekommen. Es wäre auch
höchste Zeit. Denn noch immer lastet ein
Schuldenberg von 1,5 Billionen Euro auf
dem Land.

@a.boehmer@lvz.de

STANDPUNKT

Von André Böhmer

Steinbrücks Fortune
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